
Der Stadtstaat muss ab 2020 seinen Haushalt ohne neue Kredite aufstellen

Bremen tritt auf die Schuldenbremse
Finanzsenatorin setzt auf sattes Wachstum der Steuereinnahmen

Der Auftrag fällt selbst für erfahrene Regierungsmitglieder aus dem Rahmen: Innerhalb der kommenden zehn Jahre
muss der Senat seinen Haushalt um ein Viertel eindampfen. Gemeinhin gilt es schon als Herkulesaufgabe, das
Haushaltswachstum auf Inflationsniveau zu begrenzen. Auslöser ist eine neue Verfassungsvorgabe, die leicht über die
Lippen kommt und  dabei den Klang der schieren Vernunft hat: " ". Nachfolgende Generationen solltenSchuldenbremse
es den heutigen Politikern danken. Immerhin haben die nun nach Jahrzehnten mehr oder minder hemmungsloser
Verschuldungspolitik den Weg in die finanzpolitische Vernunft beschritten. Doch der ist hart, sehr hart. Wenn nicht gar
unmöglich.

Das Szenario der Finanzsenatorin zeigt: Trotz aller Sparbemühungen steigen die Ausgaben des
Landes auch in den nächsten Jahren weiter an. Dass die Neuverschuldung in der Planung
abnimmt, liegt einzig an den Einnahmen. Bei der Prognose der Einnahmesteigerungen orientiert
sich das Finanzressort zwar an den Annahmen des Bund-Länder-Arbeitskreises Steuerschätzung.
Dennoch bedeutet es natürlich ein erhebliches Risiko für das Konzept: Wenn sich die Einnahmen
nicht wie erwartet entwickeln, geht die Rechnung nicht auf.

Die Bremer Finanzsenatorin Karoline Linnert (Grüne) hat ihren Kabinettskollegen Ende Februar 2010 ein Konzept
geschickt, wie das Land mit dem Haushalt 2011 auf den Pfad einschwenken will, neun Jahre später die Vorgaben der
veränderten Verfassung zu erfüllen: Einen Haushalt ohne neue Kredite aufzustellen. Was in dem Konzept umrissen
wird, ist kein Zuckerschlecken. Es sieht dramatische Sparanstrengungen auf allen Gebieten vor:

Im Öffentlichen Dienst sollen massenhaft Stellen gestrichen werden.
Die Sozialausgaben für Erziehungshilfen oder Freizeitheime dürfen nicht mehr beliebig steigen.
Investitionen in Straßen, Schulgebäude und Wirtschaftsförderung werden gekappt.
Die laufenden Ausgaben sollen geringer ausfallen, was beispielsweise die Zuschüsse für öffentliche Gesellschaften
trifft.

Jeder dieser Bereiche soll etwa ein Viertel der Last aufbringen. Insgesamt
geht es um rund 100 Millionen Euro, die Bremen pro Jahr weniger ausgeben
will.

Und das ist schon der erste Schock: Bisher galt eine Sparsumme von rund
60 Millionen pro Jahr. Der erste Haushaltsentwurf 2011 war daher im
Vergleich zum Vorjahr schon mal um 50 Millionen Euro leichter ausgefallen.
Mit ihrem neuen Konzept will Finanzsenatorin Linnert nun weitere 46
Millionen Euro zusammenkratzen.
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Der Stadtstaat muss ab 2020 seinen Haushalt ohne neue Kredite aufstellen

Finanzsenatorin Karoline Linnert (Grüne) will
ihre Kabinettskollegen auf den Weg Richtung
Null-Neuverschuldung zwingen.
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Die Ausgangslage: Das Land Bremen hat das Jahr 2009 mit einem
Haushaltsdefizit von rund einer Milliarde Euro abgeschlossen. Das heißt: Das Land nimmt rund drei Milliarden ein, gibt
aber rund vier Milliarden aus. Nun muss aber dieses Haushaltsdefizit im Jahr 2020 bei Null liegen, so will es die "

". Wobei Bremen zusammen mit vier anderen Ländern eine Sonderbehandlung genießt. Bremen undSchuldenbremse
die anderen Not leidenden Länder Berlin, Saarland, Sachsen-Anhalt und Schleswig-Holstein werden bis 2020 mit
Zinsbeihilfen gepäppelt. Für Bremen sind das neun Jahre lang je 300 Millionen Euro. Aber auch nur, wenn sie Jahr für
Jahr ihre versprochenen Sparquoten beibringen.

Zinsen fressen Spielräume auf

Zinshilfen gibt es, weil die Zinszahlungen die Notlageländer finanziell knebeln. Bremen etwa zahlt bereits über 650
Millionen Euro jährlich allein für Zinsen – mehr als für Sozialleistungen und viel mehr als für Investitionen.

Damit taugt der Bremer Haushalt als Musterbeispiel für die vernichtende Wirkung einer Schuldenspirale und damit
gleichzeitig als Beweis dafür, wie wichtig die Schuldenbremse ist. Gleichzeitig aber gibt es auch Zweifel, ob die
Auflagen überhaupt mit vertretbaren Mitteln erreichbar sind. Denn die Einschnitte in allen Bereichen werden
einschneidend sein. Zumal einige Grundannahmen des Linnert-Konzeptes eher optimistisch sind. So die Annahmen zur
Entwicklung der Steuereinnahmen: 2011 wird ein Plus von 3,2 Prozent erwartet, 2012 dann gar 5,7 Prozent und 2013
schließlich 4,8 Prozent. Diese Daten sind zwar aus der Bundes-Steuerschätzung abgeleitet und politisch wäre es dem
Bund und den Ländern schwer vermittelbar, wenn das Bremer Finanzressort sich über den geballten Sachverstand des
Arbeitskreises Steuerschätzung hinwegsetzt und einfach geringere Werte unterstellt. Das Risiko aber ist erheblich.
Immerhin soll das Steuerplus zumindest 2011 ein Viertel der benötigten Haushaltsverbesserung bringen.

Und in den Folgejahren werden die Steuereinnahmen eher noch bedeutender werden. Kaum jemand kann sich
vorstellen, dass es zehnmal in Folge gelingen kann, 75 Millionen Euro aus den Ausgaben herauszuschneiden.

Einnahmeverbesserungen will Linnert daneben aber auch bei den kommunalen Steuern erzielen, deren Höhe Bremen
selbst festsetzen kann. Mehr Geld in die Kasse spülen sollen so die Erhöhung von Grundsteuer, Grunderwerbssteuer,
Gewerbesteuer, Gebühren und Eintrittsgeldern.

Auch bei den Sozialausgaben wird ein möglicherweise ungedeckter Scheck ausgestellt. Das Linnert-Papier begrenzt
die Zunahme der Sozialleistungen ab 2011 auf 1,7 Prozent pro Jahr. Im Konzept heißt es dazu: "Dies bedeutet eine
Halbierung des Anstiegs der vergangenen Jahre und ist insofern eine ehrgeizige Zielsetzung." Außer ehrgeizig ist sie
auch mutig: Der Sozialetat ist ganz überwiegend durch bundesgesetzlich geregelte Leistungen bestimmt. Die eigene
Bremer Steuerungsmöglichkeit beschränkt sich auf vergleichsweise wenige Leistungen und Projekthilfen, die zu
streichen viel politischen Mut verlangt.

Dann das Personal: 950 Stellen sollen bis 2014 eingespart werden, indem frei werdende Stellen nicht wieder besetzt
werden. Zwar steht in den nächsten Jahren eine Pensionierungswelle an, so dass ausreichend Beschäftigte aus dem
Dienst ausscheiden. Andererseits sind die großen Personaleinheiten Schulen, Hochschulen, Polizei, Kindergärten
zumindest für 2011 aus der Sparquote ausgenommen. Die aber machen zusammen etwa die Hälfte des Bremer
Öffentlichen Dienstes aus. Die Gruppe derer, aus denen die 950 Stellen kommen sollen, schrumpft so aber auf rund
15.000. Und das, nachdem in den vergangenen 15 Jahren bereits etwa ein Viertel des Personals abgebaut wurde.

Haushaltsplan 2010/2020, Vorlage der Finanzsenatorin (Februar 2010)
2009 2010 2011 2012 2013 2014

Steuerabhängige Einnahmen 2662 2641 2736 2890 3027 3117
Sonstige Einnahmen 552 568 575 584 591 594
Bereinigte Einnahmen 3214 3209 3311 3473 3618 3711
----------------------------------
Personalausgaben 1116 1146 1157 1169 1181 1192
Sozialleistungen 613 612 622 632 643 654
Investitionsausgaben 427 405 379 360 360 360
Primärausgaben 3391 3490 3493 3504 3531 3556
Zinsausgaben 597 651 655 709 739 731
Bereinigte Ausgaben 3988 4141 4148 4213 4270 4287
----------------------------------
Finanzierungssaldo -774 -932 -836 -739 -652 -576
Zulässiger Finanzierungssaldo
(nach Risikovorsorge)

-932 -836 -740 -644 -547

>>> Anpassungsbedarf 0 0 -8 -29

Senat in der Zwickmühle
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Schließlich soll auch an einer Stelle gespart werden, die jahrelang massiv ausgeweitet wurde, in der Hoffung, damit am
Ende die Steuereinnahmen zum Sprudeln zu bringen: Den Investitionen. Sie werden von 2009 noch 430 Millionen Euro
in auf 360 Millionen ab 2012 zurück gefahren.

Unter dem Strich bleibt die Zwickmühle: Kommende Generationen sind darauf angewiesen, dass der gewohnte Gang
zur Bank künftig unterbleibt. Bereits jetzt erstickt das Land unter seiner . Und bis die Null bei derSchuldenlast
Neuverschuldung erreicht ist, wird sich der Kreditberg auf geschätzt 20 Milliarden Euro aufgehäuft haben – eine Altlast,
unter der kommende Politikergenerationen ächzen werden. Andererseits möchte auch heute niemand einen
sozialpolitischen Kahlschlag und den weiteren Verfall der Bremer Schulen, um nur ein Beispiel zu nennen. Doch daran
wird – wenn der der Senat den nun eingeschlagenen Pfad ernsthaft verfolgen will – vermutlich kein Weg vorbei führen.
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Mehr zur Bremer Verschuldung:
Durchbruch für die "Schuldenbremse"
Bremer Regierungserklärung zu Finanzhilfen
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